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ERC-Präsident besuchte  
Goethe- Universität

Der Präsident des European  
Research Council (ERC), Prof. 
Jean-Pierre Bourguignon, stattete 
im Mai der Hochschule einen Be-
such ab. Empfangen wurde er von 
Universitätspräsidentin Prof. Birgitta 
Wolff: „Der ERC ermöglicht bahn-
brechende Forschung und leistet 
damit einen wichtigen Beitrag zu 
vielen Kernthemen unserer Gesell-
schaft. Der ERC ist ein wirklicher 
Gewinn für die europäische und 
deutsche Forschungslandschaft“, 
betonte Wolff.  Die Goethe-Univer-
sität ist deutschlandweit eine der 
aktivsten Universitäten in der Be-
teiligung an der europäischen 
 Forschungsförderung und sehr 
 erfolgreich in der Einwerbung von 
Projekten des ERC. Begrüßt wurde 
Jean-Pierre Bourguignon daher 
auch von einigen ERC-Grantees, 
unter ihnen auch die Halter der 
drei kürzlich eingeworbenen 
 Advanced Grants. Aus den Wirt-
schaftswissenschaften war Prof. 
Bernd Skiera, Professor für Elec-
tronic Commerce, vertreten, der 
sich in seinem Projekt mit den öko-
nomischen Konsequenzen der Ein-
schränkung des Nutzens von Coo-
kies beschäftigt. Prof. Markus 
Gangl vom Institut für Soziologie 
warb ebenfalls im ERC-Call 2019 
 einen Advanced Grant für das For-
schungsprojekt POLAR ein. Das 
Projekt wird sich der Frage wid-
men, ob die zunehmende ökonomi-
sche Ungleichheit dazu beiträgt, 
wichtige Grundpfeiler westlich- 
liberaler Gesellschaften zu unter-
minieren. Ebenso erfolgreich im 
letzten ERC-Call war Prof. Helge 
Bode vom Institut für Molekulare 
Biowissenschaften. Die Manipula-
tion von nicht-ribosomalen Peptid-
synthetasen steht im Fokus seines 
ERC Advanced Grants. Im Anschluss 
besuchte Bourguignon das Projekt-
team von Prof. Nicola Fuchs- 
Schündeln im House of Finance. 
Die Professorin für Makroökonomie 
und Entwicklung hat mit ihrem 
 neuesten makro- und mikroökono-
mischen Projekt  einen ERC Conso-
lidator Grant eingeworben. 

Profilbildung: Wofür die Goethe- 
Universität stehen soll
Welches sind die zentralen For-
schungsthemen an der Goethe-Uni-
versität? Dies soll ein Prozess klären, 
den das Präsidium im Frühjahr an-
gestoßen hat. Die jüngste systema-
tische Beschreibung des Forschungs-
profils liegt acht Jahre zurück. 
Unter Federführung von Vizepräsi-
dentin Simone Fulda wurde ein 

mehrstufiges Verfahren gestartet, 
im Herbst sollen die Ergebnisse 
vorliegen. Beteiligt sind zahlreiche 
Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler aus allen Fachbereichen 
der Goethe-Universität, denn der 
inneruniversitären Austausch ist 
von großer Bedeutung. Wer mehr 
über den Prozess erfahren will, fin-
det Informationen dazu im Intranet 
unter http://www.uni-frankfurt.de/
Forschungsprofil. Der Unireport 
wird in der nächsten Ausgabe aus-
führlicher darüber berichten.

Podcast mit Rainer Forst 
In dem Mini-Podcast #FragenZur-
Freiheit der Allianz der Wissen-
schaftsorganisationen stellt der 
Philosoph Prof. Rainer Forst 
(Ko-Sprecher des Exzellenzclusters 
Normative Orders) 10 Wissen-
schaftlern 7 Fragen zur Freiheit der 
Wissenschaft: Worum genau geht 
es bei der im Artikel 5 im Grund-
gesetz seit 70 Jahren garantierten 
Freiheit für Wissenschaftler und 
 ihrer Forschung? Warum ist sie 
notwendig, wo sind ihre Grenzen? 
https://wissenschaftsfreiheit.de/
podcast

Karrieremesse Stuzubi an der 
Goethe-Uni
Am Samstag, 31. August, stellen 
am Campus Westend der Goethe- 
Universität mehr als 70 Hochschu-
len, Unternehmen und öffentliche 
Institutionen von 10 bis 16 Uhr auf 
der Karrieremesse Stuzubi Studien-
gänge und Ausbildungen vor. Der 
Eintritt ist frei, Info und Anmeldung 
unter www.stuzubi.de/frankfurt   

UB-Mitarbeiter erringt Bronze  
bei DHM-Marathon in Mainz  
 

Am ersten Sonntag im Mai meldete 
sich der Winter im Rhein-Main- 
Gebiet noch mal zurück. An diesem 
Tag wurden in Mainz im Rahmen 
des 20. Gutenberg-Marathons die 
Deutschen Hochschulmeister-
schaften über 42,195 Kilometer und 
über 21,1 Kilometer ausgetragen. 
Die Goethe-Uni wurde auf der 
 Marathonstrecke durch Alexander 
Demandt und beim Halbmarathon 
von Andreas Menk, Roman Schmidt 
und Nataliya Menk vertreten. 
 Demandt (Altersklasse M45) von 
der Frankfurter Universitätsbiblio-
thek holte Bronze für die Goethe- 
Uni mit einer persönlichen Bestzeit 
von 2:57:56. Die jeweils drei Erst-
platzierten des DHM-Marathons 
und -Halbmarathons wurden bei 
der Siegerehrung auf der Marathon-
bühne am Rheinufer mit Urkunde 
und Ehrennadel ausgezeichnet. 

kurz notiert Wie lässt sich die Flüchtlings-
politik humaner gestalten?
Im Gespräch: Die Politikwissenschaftler/inn/en Prof. Egbert Jahn 
und Prof. Nicole Deitelhoff über Wege aus der sogenannten 
Flüchtlingskrise, über die Rolle des Rechtspopulismus und die 
Handlungsfähigkeit der EU.

UniReport: Herr Prof. Jahn, Ihre 
Ideen zur Flüchtlingsproblematik 
haben vor allem durch eine 
verkürzte Darstellung in den Medien 
für Irritationen gesorgt. Ausgangs-
punkt war Ihre Überlegung, 
Flüchtlingssiedlungen zu bauen, in 
denen die Geflüchteten Aufnahme 
und Versorgung finden. Diese 
sollten, so Ihre Ausführungen, auf 
unbewohntem Gebiet, auf einer 
Insel inner- oder außerhalb Europas 
gebaut werden. Was wäre der 
Vorteil solcher Flüchtlingssiedlungen 
gegenüber bisherigen Lösungen?
Prof. Egbert Jahn: Ich habe die Bil-
dung von Flüchtlingssiedlungen 
(Refugien) für diejenigen Flücht-
linge vorgeschlagen, die an die 
Land- oder Seegrenze der EU kom-
men, die aber Europa nicht auf-
nehmen will, also nicht für diejeni-
gen, die bereits heute in Europa 
sind und selbstverständlich auch 
nicht für die, die in Zukunft eine 
Asylberechtigung für die (meist be-
fristete) Aufnahme in Europa er-
halten werden. Die Refugien soll-
ten von Europa auf exterritorialem 
Gebiet innerhalb oder außerhalb 
Europas errichtet werden, am bes-
ten auf einer unbewohnten, aber 
bewohnbaren Insel, notfalls auch 
in einem abgelegenen Gelände. Zu-
gespitzt gesagt: Die Refugien sollen 
den Flüchtlingen, die Europa nicht 
hereinlässt, eine Alternative zum 
Ertrinken im Mittelmeer, zum 
Verdursten in der Sahara, zum Da-
hinvegetieren in Flüchtlingslagern 
in Libyen bieten. Auch ähnliche 
Flüchtlingslager vor den Toren Eu-
ropas, wie in Jordanien, Kenia und 
Bangladesch, wären m. E. keine hu-
mane Ergänzung zur Flüchtlings-
abhaltepolitik, die inzwischen alle 
demokratisch gewählten Regierun-
gen in Europa betreiben. 

UniReport: Wäre nicht eine 
entschiedene Bekämpfung der 
Fluchtursachen in den Herkunfts-
ländern der Flüchtlinge eine weit 
bessere Lösung?
Jahn: Fluchtursachenbekämpfung 
kann m. E. die in Zukunft anschwel-
lenden Fluchtbewegungen in der 
Welt etwas abschwächen, aber nicht 
innerhalb weniger Jahrzehnte ver-
hindern. Die wirtschaftlichen und 
sozialen Klüfte in der Weltbevölke-
rung sind viel zu tief, weitere Kriege 
viel zu wahrscheinlich, als dass schon 
bis 2119 die Fluchtursachen besei-
tigt werden könnten.

UniReport: Was halten Sie von 
diesem Vorschlag, »Refugien« 
einzurichten, Frau Prof. Deitelhoff?

Prof. Nicole Deitelhoff: Ich stimme 
Ihnen zuerst einmal zu, Herr Jahn, 
dass die gegenwärtige Lage nicht 
haltbar ist. Die Außengrenze der EU 
ist gegenwärtig eine der tödlichsten 
Grenzen aufgrund der hohen Zahl 
der Todesfälle auf dem Mittelmeer 
und in der Sahara bei dem Versuch, 
in die EU zu gelangen. Das kann 
und darf sich Europa nicht leisten 
(zwischen 2000 und 2017 starben 
mehr als 33 000 Menschen im Mit-
telmeer und noch viele mehr in der 
Sahara). Ich gebe Herrn Jahn auch 
dahingehend recht, dass der Flucht- 
druck so schnell nicht nachlassen 
wird. Aber ist es humaner, wenn 
die EU anstelle von Drittstaaten 
Flüchtlingslager unterhält? Zugege-
ben: Der Begriff Refugium sugge-
riert genau das: Schutz und Gebor-
genheit, aber das ist doch eher ein 
Euphemismus. Was lässt Sie glau-
ben, dass diese Lager besser funkti-
onierten als die uns bekannten? 
Dass die EU so eine wunderbare 
normative Macht ist? Dann dürften 
wir die Zustände in Libyen gar 
nicht mehr erleben. Das lässt die 
EU doch ganz offenbar auch zu. 
Und das würde sich vermutlich 
auch nicht ändern mit den selbst 
betriebenen Refugien. Nun, dort 
wird es vermutlich keine Folter der 
Insassen geben und Nahrung wer-
den sie wohl auch hinreichend be-
kommen, aber am Ende des Tages 
sprechen wir von der dauerhaften 
Internierung von Flüchtlingen.

Jahn: Nein, es wären keine militä-
risch bewachten Internierungs-, 
d. h. Haftlager, die Flüchtlinge 
dürften jederzeit in ihre Heimat zu-
rück. Sie bekämen dafür kosten-
lose Rückreisegutscheine. Außer-
dem sollten sie von dort einen 
privilegierten Zugang zu den Ar-
beitsplätzen (Handwerker, Kranken- 
und Pflegepersonal, Hausärzte auf 
dem Land) haben, für die z. B. 
Deutschland auch Nicht-EU-Bürger 
anwerben will.

Deitelhoff: Aber wenn ich Ihren 
Überlegungen folge, die Sie ja in 
Ihren Vorlesungen entfaltet haben, 
müssten die Lager strikt abgeriegelt 
werden, d. h. Stacheldraht und Si-
cherheitspersonal, um die Flucht in 
die EU zu verhindern. Es gibt idea-
liter nur drei Wege nach draußen, 
tot, zurück ins Herkunftsland oder 
als nützliches Importgut in die EU 
(je nach Arbeitskraftbedarf). Das ist 
mehr als zynisch und klingt dann 
doch nach einem Modell, das wir 
kennen: Die pazifische Lösung, d. h. 
die extraterritorialen Lager Austra-

liens auf den Inseln Nauru und 
Manus. Da kann man in der Tat 
 lernen, wie die Refugien vermut-
lich aussehen werden: Immer wieder 
gibt es Berichte über menschenun-
würdige Zustände, mangelnde Hy-
giene, Nahrung und medizinische 
Versorgung. Ärzte ohne Grenzen 
gehen davon aus, dass mehr als 50 
Prozent der Insassen in diesen La-
gern selbstmordgefährdet sind, mehr 
als ein Drittel hat bereits einen ernst-
haften Suizidversuch unternommen. 
Beobachter/inn/en der UN kritisieren 
die Situation in den Lagern aktuell 
als Folter und Freiluftgefängnis. 

Jahn: Und was ist Ihre Schlussfol-
gerung, Frau Deitelhoff?

Deitelhoff: Dass Ihr Vorschlag, der 
von humanitären Motiven ange-
trieben sein mag, in der Konse-
quenz nicht besser ist als das, was 
wir haben.

Jahn: Das klingt so, als ob die 
Flüchtlinge besser ertrinken oder 
gefoltert werden, als dass sie in Eu-
ropa potenziell schlecht behandelt 
werden! Aber es gibt überhaupt 
keinen Grund, dass sie unter euro-
päischer Ägide genauso schlecht 
behandelt werden wie auf Nauru 
und Manus. Die Refugien könnten 
entwicklungspolitische Mustersied-
lungen mit Schulen, Hospitälern, 
Ausbildungsplätzen, digitalen Ar-
beitsplätzen und Elementen demo-
kratischer Selbstverwaltung werden, 
wie bereits in meiner im Internet 
zugänglichen Vorlesung „Wir schaf-
fen das (nicht)? Die Ratlosigkeit  
der deutschen und europäischen 
Flüchtlingspolitik“ vom November 
2015 dargelegt ist. Wenn es eine 
Landgrenze zwischen einem Refu-
gium und dem Staatsgebiet eines 
europäischen Staates geben wird, 
dann wird die nicht anders ausse-
hen als die bestehenden europäi-
schen Grenzen an Land wie in 
 Bulgarien oder Spanien (Ceuta und 
Melilla). Im Falle eines Refugiums 
auf einer Insel braucht man über-
haupt keinen Stacheldraht.

Deitelhoff: Es gibt viele Gründe, wa-
rum sie letztlich ganz ähnlich wie 
in Australien aussehen könnten, 
der wichtigste ist die Chance auf 
Verantwortungsdiffusion, die diese 
Lager eröffnen. Denken Sie etwa 
an die bekannten Beispiele im Klei-
nen, wie die Misshandlung von Be-
wohner/inn/en durch Mitarbeiter 
eines Unternehmens, das für die 
Sicherheit zuständig war, in der 
Flüchtlingsunterkunft in Burbach 
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(die Aufsicht hatte übrigens ein 
weiteres Privatunternehmen mit 
dem ebenfalls klingenden Namen 
European Homecare). Ich fürchte, 
was Sie hier propagieren, wird sich 
in der Realität als humanitäres und 
politisches Desaster erweisen, aber 
als eines, mit dem die 27 EU-Mit-
gliedsstaaten lange gut leben kön-
nen, weil es so einfach ist, die Ver-
antwortung auf die jeweils anderen 
zu schieben bzw. effektiv Verant-
wortungsdiffusion zu betreiben.

UniReport: Weshalb kommt denn 
keine gerechte Verteilung von 
Flüchtlingen in der EU zustande?
Jahn: Einwanderungspolitik ist nach 
wie vor eine Domäne national-
staatlicher Souveränität, genauso 
wie Verteidigungspolitik. Wer in 
Deutschland hätte akzeptiert, dass 
die EU-Kommission, das EU-Parla-
ment oder eine Mehrheit der Re-
gierungen der EU-Staaten deutsche 
Soldaten in den Irakkrieg 2003 
oder in den Libyenkrieg 2011 
schickt? Die Idee von einer gerech-
ten Verteilung der Flüchtlinge in-
nerhalb der EU, etwa nach dem 
Königsteiner Schlüssel, war eine 
vor allem in Deutschland gehegte 
realitätsfremde Schnapsidee. Man-
che deutschen Politiker wollten die 
Ostmitteleuropäer mit finanziellen 
Sanktionen erpressen, gegen ihren 
Willen Flüchtlinge aufzunehmen. 
Sie haben es aber nicht gewagt, 
derartige Sanktionen gegen Frank-
reich oder Großbritannien zu for-
dern, wenn beide nicht mindestens 
eine halbe Million Flüchtlinge auf-
nehmen, als Deutschland eine Mil-
lion aufgenommen hatte. Jeder 
Staat entscheidet selbst, wie viele 
Migranten und Flüchtlinge er auf-
nehmen will, ob eine Million pro 
Jahr oder keine einzige Person. Das 
ist spätestens im März 2019 allseits 
klar geworden.

Deitelhoff: Was lässt Sie denn bei so 
viel EU-Skepsis annehmen, dass 
die Einrichtung und humane Un-
terhaltung von europäischen Flücht-
lingslagern gelingen könnte, wo sich 
dann 27 Staaten wechselseitig die 
Verantwortung zuschieben könnten 
oder sie gleich ganz an die EU-Kom-
mission delegieren und diese dann 
mit Haushaltsfragen etc. zermürben? 

Jahn: Ich gehe davon aus, dass es 
auf Jahrzehnte in keinem europäi-
schen Land mehr Wählermehr-
heiten für eine massenhafte Auf-
nahme von Flüchtlingen geben 
wird. Aber es gibt in Europa eine 
humanitär gesinnte Minderheit 
von vielleicht 100 oder 200 Millio-
nen Menschen, die bereit sind, 
Flüchtlingen zu helfen, durch 
Spenden und aktive Flüchtlings-
hilfe, wie sie etwa Ärzte ohne 
Grenzen oder die privaten Seenot-
retter leisten. Sicher wird es in 
 großen Flüchtlingssiedlungen auch 
Verbrechen und Gewalt zwischen 
ethnischen Gruppen geben, so dass 
es bei ihrem Betrieb sicherlich eines 
massiven und manchmal harten 
Einsatzes von Justiz und Polizei be-
darf. Aber das wäre immer noch 
besser als die jetzige Praxis: Im Au-
genblick schaut die EU gewisser-

maßen nur noch aus dem Hub-
schrauber zu, wie Menschen im 
Mittelmeer ertrinken!   

Die Europäische Nachbarschafts-
politik verfolgt u. a. auch mit fi-
nanziellen Mitteln seit 2004 das 
Ziel, dass die Nachbarvölker der 
EU, die die EU (jetzt?) nicht auf-
nehmen will, möglichst stabile, 
 sozial-marktwirtschaftliche und de-
mokratische Lebensverhältnisse ent-
wickeln können. Mein Vorschlag 
ist, dass die EU ab 2020 eine euro-
päische Flüchtlingspolitik zur Er-
richtung von Siedlungen für dieje-
nigen Flüchtlinge entwickelt, die 
an die Tore Europas anpochen, die 
aber die EU (jetzt?) nicht aufneh-
men will. Die Flüchtlinge stehen 
dann nicht mehr vor der Alterna-
tive drinnen (unter relativ huma-
nen europäischen Bedingungen) 
oder draußen (unter barbarischen 
Lebens- und Sterbensverhältnissen 
vor den Toren Europas), sondern 
haben die Möglichkeit, in einem 
Warteraum unter weitaus huma-
neren Bedingungen als in den 
Flüchtlingslagern Jordaniens, Ke-
nias oder Bangladeschs zu verblei-
ben, bis sie entweder in ihr Her-
kunftsland zurückkehren oder eine 
kleine Chance erhalten, doch noch 
einen Arbeitsplatz in Europa zu er-
halten.

UniReport: Frau Deitelhoff, was 
schlagen Sie denn stattdessen vor?
Deitelhoff: Lassen Sie uns zunächst 
klarstellen, dass es nicht um die 
„massenhafte Aufnahme von Flücht- 
lingen“ geht. Solche Begriffsver-
wendungen sollen Angst schüren, 
erlauben aber keine rationale Dis-
kussion und es ist auch nicht klar, 
dass es um „relativ humane“ euro-
päische Flüchtlingslager geht oder 
um „barbarische außerhalb“ der 
EU. Das sind starke Annahmen, 
mit denen Sie, Herr Jahn, operie-
ren, die ich ja gerade mit Argumen-
ten hinterfragt habe. Lassen wir das 
beiseite, dann geht es aus meiner 
Sicht darum, ein nachhaltiges EU-
Flucht- und Migrationsregime zu 
entwickeln, das eine faire Lasten-
verteilung zwischen den Mitglieds-
staaten ermöglicht und sich an den 
Zielen der EU und den geltenden 
völkerrechtlichen Verträgen orien-
tiert. Angesichts der Kooperations-
probleme heißt das, aber nicht die 
Segel zu streichen und fragwürdige 
Lagerlösungen zu propagieren, son-
dern einen festen Zeitplan vorzu-
legen, bis wann die bestehenden 
Flüchtlingsabkommen mit Dritt-
staaten auslaufen sollen. Die waren 
ja immer nur als Zwischenlösung 
plausibel, um der EU Zeit zu geben, 
eine nachhaltige Lösung zu finden. 
Der Zeitpunkt des Auslaufens die-
ser Verträge muss die Deadline für 
die EU sein, eine einheitliche Rege-
lung zu finden. Wird das der EU 
bzw. ihren Mitgliedsstaaten dann 
gelingen? Ich weiß es nicht, aber 
versuchen muss sie es, wenn sie 
zukunftsfähig sein will. Make no 
mistake: Wenn es jetzt in der 
Flucht- und Migrationsfrage nicht 
gelingt, Kooperation zu erzeugen, 
wird das ausstrahlen auf immer 
mehr Politikfelder, bis die EU voll-
ständig handlungsunfähig ist. 

Jahn: Es ist m. E. völlig unwahr-
scheinlich, dass es gelingen wird. 
Ganz grundsätzlich ist das Flücht-
lingsproblem kein ökonomisches, 
sondern ein politisch-kulturelles. 
Sehr viel mehr Flüchtlinge in Eu-
ropa aufzunehmen heißt, in Kauf 
zu nehmen, dass mehr Europäer 
ihre Stimmen nationalpopulistischen 
Parteien geben werden.

Deitelhoff: Es gibt sicherlich eine 
Korrelation zwischen dem Anstieg 
der Flüchtlingszahlen und dem Er-
folg des Rechtspopulismus; es ist 
aber kein kausaler Zusammen-
hang. Die Flüchtlingszahlen gehen 
seit 2016 dramatisch zurück, aber 
die Erfolge rechtspopulistischer 
Parteien nicht. Das deutet darauf 
hin, dass es tieferliegende und dif-
fuse Ängste vor sozialem Abstieg 
und Überforderung sind, die hier 
zum Vorschein kommen und nicht 
die realen Flüchtlinge. Wenn man so 
etwas behauptet, ist man bedenk-
lich nah am Populismus!

Jahn: Das ist doch nicht populis-
tisch, das ist lediglich eine Darstel-
lung des politischen Prozesses des 
Anwachsens des Nationalpopulis-
mus. Sie machen den Boten der 
schlechten Nachricht zu ihrem Ver-
ursacher. Der britische Politiker Nigel 
Farage hat kürzlich gesagt, dass es 
ohne die Flüchtlingskrise und das 
Migrationsthema das Votum für den 
Brexit wohl nicht gegeben hätte. 
Ich würde darüber hinaus auch gar 
nicht bestreiten, dass auch andere 
Faktoren ursächlich für die Erfolge 
des Rechtspopulismus verantwort-
lich sind. Aber es lässt sich nicht 
übersehen, dass die Ablehnung von 
massenhafter Einwanderung ein 
zentrales Element der Programma-
tik, der Propaganda und der Wahl-
erfolge der rechten und linken po-
pulistischen Parteien ist.

UniReport: Ende Mai finden die 
Wahlen zum Europäischen Parlament 
statt. Könnte der Ausgang der 
Wahlen über eine gemeinsame 
EU-Flüchtlingspolitik entscheiden?
Jahn: Seit dem 25. März, als die EU 
ihr Scheitern in Sachen Flüchtlings-
politik bekannt gegeben hat, ist klar, 
dass Einwanderungspolitik eine 
Sache der nationalen Souveränität 
ist; das wird auch so bleiben. Selbst 
europafreundliche Parteien begrün-
den ihr Engagement für Europa mit 
dem Argument: „weil es gut für 
Deutschland ist“ – nicht aber,  
„weil wir Europäer sind“. Meine 
These daher: Wir werden keine 
 europäische Einwanderungspolitik 
bekommen! 

Deitelhoff: Ich bin auch skeptisch, 
ob wir eine gemeinsame EU-Flücht-
lingspolitik hinbekommen. Aber 
im Gegensatz zu Ihnen, Herr Jahn, 
gehe ich nicht so weit und sage, 
dass ich weiß, dass wir es nicht 
schaffen. Möglich ist auch, dass 
wir, je nach Wahlausgang, unter 
dem Eindruck der existenziellen 
Bedrohung des Projekts Europa ei-
nen Durchbruch erreichen, den 
wir momentan noch für undenk-
bar halten. Das haben wir schon in 
der Finanzkrise erlebt. Als die Mit-
gliedsstaaten das Gefühl hatten, 
dass die EU selbst zerbrechen 
könnte, waren sie am Ende doch 
bereit zu kooperieren. Auch beim 
Brexit ließ sich interessanterweise 
Folgendes beobachten: Als man 
wusste, dass er kommen wird, war 
unter den verbleibenden EU-Staa-
ten plötzlich eine Bewegung in 
Richtung mehr Integration zu 
spüren.

Jahn: Ich bin überzeugter Europäer 
und würde mich sehr über mehr 
Europa freuen! In meinen Vorle-
sungen habe ich oft gesagt: Wir wa-

ren bereit, für 16 Millionen Deut-
sche einen Solidaritätszuschlag von 
5,5 Prozent auf die Einkommens- 
und Körperschaftssteuer zu zahlen. 
Weshalb sollten wir als Europäer 
nicht wenigstens 0,5 Prozent für 
die Annäherung der Lebensstan-
dards der Südeuropäer an den uns-
rigen und nochmals 0,5 Prozent für 
die Flüchtlinge zahlen? Doch dafür 
bedarf es noch viel Überzeugungs-
arbeit.

Deitelhoff: Da bin ich ganz bei Ih-
nen; es könnte sich unter den 27 
Mitgliedsstaaten der EU auch eine 
kleine Avantgarde zusammenfinden, 
die den ersten Schritt in Richtung 
einer Transferunion einleitet …

Jahn: … eine Koalition der Willigen, 
gewissermaßen.

Deitelhoff: Ja, das könnte auch eine 
Sogwirkung auf jene entfalten, die 
noch nicht so weit sind. Im Augen-
blick bestimmen leider diejenigen 
Länder ganz maßgeblich die Euro-
papolitik, die Verträge unterlaufen. 
Das dürfen wir nicht länger zulassen.

Fragen: Dirk Frank
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